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K u r z b e r i c h t

über die

98. Sitzung des Innen- und Rechtsausschusses

am Mittwoch, dem 25. März 2009, 
im Sitzungszimmer 139 des Landtages

 
Beginn: 13:15 Uhr

Der Ausschuss schloss seine Beratungen zu den Vorlagen zum Landesbeamtenrecht ab. Mit
den Stimmen von CDU und SPD gegen die Stimmen von FDP und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN empfahl er dem Landtag die Ablehnung des Gesetzentwurfs der Fraktion BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN zur Änderung des Landesbeamtengesetzes, Drucksache 16/1420.

Der Ausschuss beriet außerdem abschließend über den Gesetzentwurf der Landesregierung zum
Beamtenrechtsneuregelungsgesetz, Drucksache 16/2306. Den von der FDP vorgelegten
Änderungsantrag, Umdruck 16/4112, lehnte er mit den Stimmen von CDU und SPD gegen die
Stimmen von FDP und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ab. Der von CDU und SPD vorgelegte
Änderungsantrag, Umdruck 16/4121, wurde einstimmig angenommen. In der anschließenden
Schlussabstimmung empfahl der Ausschuss mit den Stimmen von CDU und SPD bei
Enthaltung der Stimmen der Fraktionen von FDP und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN dem
Landtag die Annahme des Gesetzentwurfs der Landesregierung zum
Beamtenrechtsneuregelungsgesetz, Drucksache 16/2306, in der durch den Änderungsantrag der
Fraktionen von CDU und SPD, Umdruck 16/4121, geänderten Fassung.

Dem federführenden Finanzausschuss empfahlen die Ausschussmitglieder mit den Stimmen von
CDU und SPD gegen die Stimmen von FDP und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, dem Landtag
zu empfehlen, den Antrag der Fraktion der FDP, Gleiche Rechte, gleiche Pflichten -
Ungleichbehandlung von in einer Lebenspartnerschaft lebenden Beamten im Landesdienst
beseitigen, Drucksache 16/1887, abzulehnen.

Der Ausschuss kam überein, auf eine Befassung mit dem Gesetzentwurf der Landesregierung
zur Änderung des Landesbesoldungsgesetzes und des Beamtenversorgungsgesetzes -



Überleitungsfassung für Schleswig-Holstein -, Drucksache 16/2553, zu verzichten und die
Beratung dem Finanzausschuss zu überlassen.

Schluss: 13:35 Uhr

gez. Dörte Schönfelder
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